Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr 16. 


(Nr. 2190.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 14. Juli 1841., wonach gegen Militairper— 
ſonen, welche dem Civilgerichtsſtande unterworfen ſind, auf den Verluſt 
des Landwehrkreuzes nicht mehr zu erkennen iſt. 


D die in der Order vom 27. Dezember 1824. erwaͤhnte Einrichtung, welche 
es nothwendig machte, gegen Landwehrmaͤnner und andere, dem Civilgerichts— 
ſtande unterworfene Militairperſonen, wenn ſie zum Verluſt der Nationalkokarde 
verurtheilt wurden, alternativ in Gemaͤßheit der Orders vom 13. Oktober 1824. 
und 26. Auguſt 1825. auf den Verluſt des National-Militair-Abzeichens oder des 
Landwehrkreuzes zu erkennen, gegenwaͤrtig nicht mehr ſtattfindet, ſo will Ich auf 
Ihren Bericht vom 30. v. M. hiermit feſtſetzen, daß die Gerichte, wenn ſie 
in Unterſuchungen gegen die vorgedachten Militairperſonen auf den Verluſt der 
Nationalkokarde zu erkennen haben, gleichzeitig nur den Verluſt des National: 
Militair-Abzeichens ausſprechen ſollen, ohne dabei des Landwehrkreuzes zu er⸗ 
waͤhnen. Sie haben dieſe Beſtimmung durch die Geſetzſammlung zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß zu bringen. 


Sansſouci, den 14. Juli 1841. i a 
| Friedrich Wilhelm. 


An den Kriegsminifter General der Infanterie v. Boyen und den 
Juſtizminiſter Muͤhler. 


(Nr. 2191.) Statut der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft mit der Allerhöchſten Beſtäti⸗ 
gungs-Urkunde vom 2. Auguſt 1841. und der Allerhöchſten Kabinets⸗ 
Order vom 24. März 1841. 


Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. Site 

Nachdem Wir bereits durch Unſere Order vom 24, März d. J. zur 
Anlage einer Eiſenbahn von Breslau uͤber Ohlau, Brieg, Oppeln durch Ober⸗ 
Jahrgang 1841. (Nr. 2190-2191.) R Schle⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin am 2. September 1841.) 


2 un 

Schleſien nach der Landesgrenze zum Anſchluß an die Kaiſer Ferdinands⸗Nord⸗ 
bahn, vorbehaltlich Unſerer Beſtimmung uͤber die fuͤr die Bahnſtrecke von Oppeln 
bis zur Landesgrenze anzunehmende Richtung, die landesherrliche Zuſtimmung 
ertheilt haben, wollen Wir die Geſellſchaft, welche nach der Uns vorgelegten 
Verhandlung vom 22. Maͤrz d. J. und dem darin vereinbarten Statute unter 
dem Namen: „Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft“ zuſammengetreten 
iſt, unter Bewilligung der Rechte einer Korporation hiermit beſtaͤtigen, und das 
gedachte Statut hierdurch genehmigen, jedoch mit der Maaßgabe: 

Zu §. 3. und 22. des Statuts, 

daß das Stadtgericht zu Breslau den Gerichtsſtand der Geſell⸗ 
ſchaft und fuͤr das Aufgebot verloren gegangener Papiere bildet. 

Zu F. 28., 

daß auch ſolche Aktionaire, welche ſich im Beſitze von weniger als 
zehn Aktien befinden, berechtigt ſeyn ſollen, an den General⸗-Ver⸗ 
ſammlungen Theil zu nehmen, über die Frage aber: ob und mit 
welcher Wirkung ſie an den Verhandlungen Theil zu nehmen, und 
Zu F. 48., 
in Betreff der Erforderniſſe der Legitimation des Direktorii der 
Geſellſchaft anderweit berathen und mit Genehmigung Unſers 
Finanz⸗Miniſters Beſchluß gefaßt werde. 

Die gegenwaͤrtige Beſtaͤtigung und Genehmigung ſoll in Verbindung 
mit der vorerwaͤhnten Order vom 24. Maͤrz d. J. nebſt dem Statute und 
dem Formulare zu den Aktien durch die Geſetz-Sammlung bekannt gemacht 
werden. 

Gegeben zu Sansſouci den 2. Auguſt 1841. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Alvensleben. 


Nac dem Antrage des Staats⸗Miniſteriums vom 1. d. Mts. will Ich zur 
Anlage einer Eiſenbahn von Breslau über Ohlau, Brieg, Oppeln durch Ober⸗ 
Schleſien nach der Landesgrenze zum Anſchluß an die Kaiſer Ferdinands⸗ 
Nordbahn, vorbehaltlich Meiner Beftimmung über die für die Bahnſtrecke von 
Oppeln nach der Landesgrenze anzunehmende Richtung, hierdurch die landes- 
herrliche Zuſtimmung ertheilen, und die Errichtung einer Aktien-Geſellſchaft Ber 
hufs der Ausfuͤhrung dieſes Unternehmens hiermit genehmigen. Indem ich 
zugleich beſtimme, daß die in dem Geſetze über die Eifenbahn- Unternehmungen 

vom 


vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, insbeſondere die⸗ 
jenigen uͤber die Expropriation, auf das obengedachte Unternehmen Anwendung 
finden ſollen, erklaͤre Ich Mich damit einverſtanden, daß vorerſt die Bahnſtrecke 
von Breslau nach Oppeln, nach naͤherer Feſtſetzung der Bahnlinie und des 
Bauplans durch den Finanz⸗Miniſter in Angriff genommen und das Statut 
der Geſellſchaft, mit Vorbehalt der Feſtſetzung des fuͤr die Ausführung. der 
ganzen Bahn erforderlichen Aktien-Kapitals zu Meiner Beſtaͤtigung vorgelegt 
werde, ſobald das fuͤr die ebengedachte Bahnſtrecke berechnete Kapital von 
1,470,000 Thlrn., als durch Aktien⸗Zeichnung geſichert, nachgewieſen wird. 


Berlin, den 24. Maͤrz 1841. 
Friedrich Wilhelm. 
An das Stagts- Minifterium. 


—— —— — 


Statut 
der Oberſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft⸗ 


Allgemeine Beſtimmungen. 
‚DE 
Unter der Benennung: . Zweck und Ber 
| Oberſchleſiſche Eiſenbahngeſellſchaft — 
verbindet ſich eine mit Korporationsrechten verſehene Geſellſchaft zur Errichtung 
einer Eiſenbahn, welche von Breslau aus üben Ohlau, Brieg und Op⸗ 
peln gehend, zum Anſchluſſe an die Kaiſer Ferdinands⸗Nordbahn 
beſtimmt iſt. Sie ſoll zur Benutzung von Transporten mit eiſernen Schienen 
belegt werden und diejenige ſpezielle Richtung erhalten, welche unter Genehmi⸗ 
gung des Staats von der Geſellſchaft definitiv feſtgeſtellt werden wird. 
9. 2. 
Die Geſellſchaft wird die Transporte auf der Bahn durch Dampfwagen Art der Be 

oder andere Befoͤrderungsmittel für eigene Rechnung uͤbernehmen, auch, wenn nutzung. 
ſie es ihrem Intereſſe gemaͤß findet, oder durch hoͤhere Beſtimmung dazu ver⸗ 
anlaßt werden ſollte, Anderen die Mitbenutzung der Bahn zu Perſonen⸗ und 
Waaren⸗ Transporten, gegen Entrichtung eines beſtimmten Bahngeldes geftatten: 
Sie behaͤlt ſich vor, mit den Unternehmern anderer, mit ihrer eigenen Bahn in 
direkte Verbindung zu ſetzenden Eiſenbahnen uͤber die gemeinſchaftliche Benutzung 
der beiderſeitigen Bahnen, oder einer derſelben, oder uͤber ihre anderweitige 
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Domizil und 
Gerichtsſtand. 


Fonds. 


Uktlen. 


Reſervefonds. 


— — 
Betheiligung bei ſolchen Unternehmungen, unter Genehmigung des Staats, 
Vertraͤge zu ſchließen. 


F. 3. 
Das Domizil der Geſellſchaft, ſo wie der Sitz ihrer Verwaltung iſt 
Breslau. Das dortige Koͤnigliche Ober-Landes⸗Gericht iſt ihr Gerichts⸗ 
ſtand und die dortige Koͤnigliche Regierung ihre vorgeſetzte Behoͤrde. 


§. 4. 

Der zur Ausfuͤhrung der Bahn von Breslau nach Oppeln und An⸗ 
ſchaffung des Inventarii, fo wie der erſten Transportmittel erforderliche Fonds 
wird auf 

„Eine Million Viermal Hundert und Siebenzig Tauſend Thaler 
Preußiſch Courant“ 
feſtgeſetzt. Der Koſtenfonds für die Weiterführung der Bahn bis zur Öfter- 
reichiſchen Grenze zum Anſchluſſe an die Kaiſer Ferdinands-Nordbahn wird 
vorläufig auf 
„Eine Million Fuͤnfmal Hundert und Dreißig Tauſend Thaler Preu⸗ 
ßiſch Courant“ 
angenommen, die definitive Feſtſetzung jedoch nach erfolgter Feſtſtellung der Bahn⸗ 
linie in ihren Hauptpunkten vorbehalten. a 

Sollte von dem Geſellſchafts-Fonds nach Erreichung des Zweckes, fuͤr 
welchen er beſtimmt iſt, ein Ueber ſchuß verbleiben, fo wird derſelbe den Theil⸗ 
nehmern der Geſellſchaft verhaͤltnißmaͤßig zuruͤckgezahlt. 

„. 

Der Geſellſchafts-Fonds wird durch Aktien zuſammengebracht, von de⸗ 
nen jede, auf den Inhaber lautend, im Betrage von Ein Hundert Thalern 
Preußiſch Courant ausgefertigt wird. 

Jeder Zeichner einer Aktie iſt Mitglied der Geſellſchaft, unterwirft ſich 
dem Statute derſelben und nimmt an dem Gewinne und Verluſte nach dem 
Verhaͤltniſſe feines) Aktienbetrages Antheil. Er ſcheidet aus der Geſellſchaft 
aus durch die Veraͤußerung der Aktie oder Uebertragung der durch die Einzah⸗ 
lung bedingten Rechte, ſoweit dieſe Uebertragung nach dem Geſellſchafts-Sta⸗ 
tute zulaͤſſig iſt. 

Jeder rechtmaͤßige Erwerber einer Aktie oder der Anrechte aus den 
Einzahlungen wird Mitglied der Geſellſchaft. 

Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt kein Aktionair für die Ver⸗ 
bindlichkeiten der Geſellſchaft verhaftet, ſelbſt nicht mit den von den Einſchuͤſſen 
und Aktien bereits erhobenen Zinſen und Dividenden. 


9. 6. 
Sobald die Eiſenbahn beendet und in Betrieb geſetzt iſt, wird von dem 
Rein⸗ 


re mn 
Reinertrage derſelben ein Reſerve-Fonds von dem Verwaltungs⸗Rathe 
feſtgeſetzt, welcher jedoch ohne ausdruͤckliche Genehmigung des Staates in kei⸗ 
nem Falle die Summe von zwanzig Prozent des Anlage-Kapitals uͤberſteigen 
darf. In keinem Jahre darf der Zuſchuß zu dieſem Reſerve-Fonds mehr als 
zwei Prozent des Anlage-Kapitals betragen. 


un. 
Das Intereſſe der Geſellſchaft wird wahrgenommen: Verwaltung 
A. Von der Geſammtheit der Aktionaire in den General +» Ver, * Berfaflung. 
ſammlungen. 


B Durch einen Fete th welcher in zwei Sektionen zerfaͤllt: 
a. in das Direktorium; 
b. in den Ausſchuß; 

C. Durch beſondere Beamten. 

Bis zur Wahl des Verwaltungsrathes werden die Rechte der Geſell⸗ 
ſchaft, wie bisher, von dem gegenwaͤrtig beſtehenden Komité wahrgenommen. 
Alle von demſelben als Vertreter der Geſellſchaft getroffenen Maaßregeln und 
eingegangenen Verbindlichkeiten werden als dieſelbe verpflichtend anerkannt. 

Das von dem Komité verwaltete Vermoͤgen wird dem Direktorio nach 
deſſen Zuſammenſetzung uͤbergeben, die von dem Komité zu legende Rechnung 
aber von dem zu ernennenden Ausſchuſſe revidirt und gepruͤft. Die Beſchluß— 
nahme über die Decharge bleibt der naͤchſten ordentlichen General-Verſamm— 
lung vorbehalten. 

9. 8. 

Streitigkeiten in den Angelegenheiten der Geſellſchaft, ſowohl zwi- Schlichtung 
ſchen den Aktionairs untereinander als mit den Vertretern und Beamten der ven 3 
Geſellſchaft ſollen jederzeit durch Schiedsrichter entſchieden werden, von denen en 
jeder Theil einen erwaͤhlt, und welche, bei Meinungsverſchiedenheit, einen Ob— 
mann ernennen. Gegen den ſchiedsrichterlichen Ausſpruch iſt kein ordentliches 
Rechtsmittel zulaͤſſig. Fuͤr das Verfahren der Schiedsrichter ſind die Beſtim⸗ 
mungen der Allgemeinen Gerichts-Ordnung Th. I. Tit. II. §. 164. seq. maaß⸗ 
gebend. 

Verzoͤgert einer der ſtreitenden Theile auf die ihm, durch einen Nota⸗ 
rius oder gerichtlich inſinuirte Aufforderung des Gegners die Ernennung eines 
Schiedsrichters laͤnger als vier Wochen, ſo muß er ſich gefallen laſſen, daß der 
Andere beide Schiedsrichter ernennt. 

KRoͤnnen ſich die Schiedsrichter nicht über die Wahl des Obmanns ver: 
einigen, ſo hat jeder einen ſolchen zu ernennen und es entſcheidet zwiſchen bei— 
den das Loos. Zoͤgert aber ein Schiedsrichter mit der Ernennung des Db- 
manns laͤnger als vier Wochen, auf die ihm gerichtlich oder durch einen No— 
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tar inſinuirte Aufforderung dazu, ſo entſcheidet der Obmann des andern Theils 
allein | 

Dieſe ſtatutenmaͤßige Beſtimmung vertritt die Stelle eines unter den 
Partheien abzuſchließenden Kompromiſſes. 


9. 9, 
Verhältniß Das Verhaͤltniß der Geſellſchaft zum Staate wird durch den In⸗ 
zum Staate. halt der ihr zu ertheilenden Konzeſſion und durch die, in dem Geſetz uͤber Ei⸗ 
ſenbahn-Unternehmungen vom 3. November 1838. enthaltenen allgemeinen ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen geregelt. 
$ 10. 
Auftöfung der Die Aufloͤſung der Geſellſchaft kann nur in einer ausdruͤcklich zu 
Geſellchat. dieſem in der Einladung auszuſprechenden Zwecke zuſammenberufenen Generals 
Verſammlung der Aktionairs, in der im $. 32. beſtimmten Art beſchloſſen 
werden. Iſt dies geſchehen, ſo wird das geſammte Eigenthum der Geſellſchaft 
in der gleichfalls von derſelben General⸗Verſammlung zu beſchließenden Art ver- 
aͤußert und der Erlös, nach Berichtigung der Schulden, auf ſaͤmmtliche Aktien 
gleichmaͤßig vertheilt. 

Zur Ausmittelung etwaniger unbekannten Glaͤubiger der Geſellſchaft und 
eventuell zu deren Praͤkluſion ſoll — die Genehmigung des Staates vorausge⸗ 
ſetzt — das in der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung Theil J. Titel 51. $. 160. seq. 
vorgeſchriebene Verfahren mit der daſelbſt ausgeſprochenen Wirkung eintreten. 


Beſonder e Bee ſt im mungen. 


A. Von den Aktien und Dividenden. 
(Conf. H. 5.) 


F. 11. 
Ausfertigung. Die Aktien werden ſtempel frei ausgefertigt und erſt dann ausgegeben, 
wenn der volle Betrag fuͤr dieſelben zur Geſellſchafts-Kaſſe berichtigt iſt. Sie 
ſind untheilbar. a 
Jede Aktie wird von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes oder de⸗ 
ren Stellvertretern unterſchrieben. 
$. 12. 
Quittunge- Bis zur Ausfertigung der Aktien werden ſtatt derſelben mit Nummern 
Bogen. bezeichnete Quittungsbogen über jeden Aktienbetrag von 100 Rrhlr. ausge⸗ 
geben, auf denen uͤber die Einzahlungen quittirt wird. Dieſe Quittungsbogen 
werden auf den Namen des erſten Zahlungsleiſters ausgeſtellt und von einem 
Mitgliede des Verwaltungsrathes und dem Hauptrendanten unterzeichnet. 
$. 13. 
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§. 13. 

Die Höhe und der Zeitpunkt der Einzahlungen werden von dem Ders Einzaplung der 
waltungsrathe feſtgeſetzt. Die Einforderung geſchieht durch zweimalige Be⸗ ktienbeträge. 
kanntmachung in den F. 23. bezeichneten Zeitungen, dergeſtalt, daß die letzte In⸗ 
fertion 4 Wochen vor dem Einzahlungstermine erfolgen muß. 

§. 14. one 

Die urſpruͤnglichen Aktionairs ſind fuͤr den vollen Nominalbetrag Verhaftung 
ihrer Aktien verhaftet, und koͤnnen ſich von dieſer Verpflichtung durch Uebertra— a 
gung ihrer Rechte an Andere nicht befreien. Der Geſellſchaft iſt es jedoch vor- 
behalten, ſobald 40 Procent eingezahlt find, die Freilaſſung der urſpruͤnglichen 
Aktionairs von der fernern Verhaftung zu beſchließen. Bis dahin werden alle 
Einzahlungen als für Rechnung des urſpruͤnglichen Aktionairs geleiſtet erachtet, 
und die Geſellſchaft iſt von etwanigen Ceſſionen des Quittungsbogens Kennt- 
niß zu nehmen nicht verbunden. 

$. 15. N 

Zahlt ein Aktionair einen eingeforderten Einſchuß nicht ſpaͤteſtens am letz zolgen der 
ten Zahlungstage (F. 13.) ein, ſo verfällt er für jeden Aktienbetrag pro 100 Kthlr., 1 eu 
bei welchem der Verzug eintritt, in eine Konventionalſtrafe von 5 Thalern, laſſung der ur⸗ 
welche die Geſellſchaft, außer der ruͤckſtaͤndigen Rate und den geſetzlichen Ver: 3 
zugszinſen, gerichtlich von ihm einzuziehen befugt iſt. Dt 

Es ſteht ihr aber auch frei, ſofern triftige Gruͤnde vorhanden find, den 
Aktionair ohne prozeſſualiſches Verfahren ſeines Rechts aus der Zeichnung und 
reſp. den bereits geleiſteten Einzahlungen fuͤr verluſtig zu erklaͤren, den etwa be- 
reits ausgehaͤndigten Quittungsbogen zuruͤckzufordern und nach erfolgter Abliefe- 
rung zu kaſſiren. Geht der Quittungsbogen binnen 8 Tagen nach einmaliger, durch 
die F. 23. bezeichneten Zeitungen erlaffener Aufforderung nicht ein, fo wird er 
für annullirt erklaͤrt und, daß dies geſchehen, unter Angabe der Nummer auf 
gleiche Weiſe öffentlich bekannt gemacht. An der Stelle des kaſſirten oder an- 
nullirten Quittungsbogens wird alsdann ein anderer ausgefertigt und durch ei⸗ 
nen vereidigten Maͤkler an der Boͤrſe zu Breslau für Rechnung des geftriche- 
nen Aktionairs verkauft. 

Aus der Loͤſung wird die ruͤckſtaͤndige Rate nebſt Zinſen und die Konventio⸗ 
nalſtrafe, ſoweit es möglich, berichtigt; der Aktionair bleibt aber für den etwanigen 
Ausfall, fo wie für die ferneren Einzahlungen bis zu dem Zeitpunkte, wo die Ver⸗ 
pflichtung der urſpruͤnglichen Aktionairs aufhört (F. 14.), der Geſellſchaft perſoͤnlich 
verhaftet. Dagegen verliert er re auf den etwanigen Ueberſchuß. 

. 16. 

Kann ein Aktionair bei Einzahlungen, wegen welcher er der urfprünglis Interims-Be- 

chen Verpflichtung noch nicht entlaſſen iſt, den Quittungsbogen nicht vorlegen, ſoeintgung. 
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fo empfängt er über die geleiſteten Zahlungen Interim sbeſcheinigungen, 
welche auf den Namen des Zahlenden ausgeſtellt und gegen deren 8 
die Quittungen auf den vorgelegten Bogen vermerkt werden. 


$. 17. 

Folgen der Nach erfolgter Entlaſſung der urſpruͤnglichen Aktionairs aus der perſoͤn⸗ 
8 lichen Verbindlichkeit gegen die Geſellſchaft (F. 13.) iſt nur der Vorzeiger 
laſſung der ur⸗ eines, die früher berichtigten Einſchuͤſſe nachweiſenden, auf feinen Namen aus⸗ 
1 8 75 geſtellten oder ihm gehoͤrig cedirten Quittungsbogens als deſſen Eigenthuͤmer 

enalks. ſegitimirt. Die ferneren Einſchuͤſſe auf einen ſolchen Bogen werden daher nur 

bei Produktion deſſelben angenommen. 

Wird ein ſolcher Einſchuß nicht ſpaͤteſtens bis zum letzten Zahlungstage 
(F. 13) geleiſtet, ſo wird unter einmaliger oͤffentlicher Bekanntmachung durch die 
C. 23. bezeichneten Zeitungen der Inhaber unter Angabe der Nummer des 
Quittungsbogens, bei welchem der Verzug eingetreten iſt, aufgefordert, die ſchul⸗ 
dige Rate nebſt einer Konventionsſtrafe von 5 pCt. des vollen Nominalbetra⸗ 
ges, fuͤr welchen der Quittungsbogen ausgefertigt iſt, einzuzahlen. 

Erfolgt auch dann innerhalb 4 Wochen nach ergangener Bekanntma⸗ 
chung nicht die Zahlung der ruͤckſtaͤndigen Quote und der Strafe, ſo verfallen 
die auf den betreffenden Quittungsbogen gemachten Einſchuͤſſe der Geſellſchaft, 
der Bogen ſelbſt wird für erloſchen erklaͤrt und die hierdurch wegfallende Aftien- 
Nummer wird öffentlich bekannt gemacht. An der Stelle des annullirten Quit⸗ 
tungsbogens wird ein anderer, welcher die naͤmlichen Rechte und Pflichten, wie 
der frühere begründet, ausgefertigt, und zum Beſten der Geſellſchaft öffentlich 
oder an der Breslauer Boͤrſe durch einen vereideten Maͤkler verkauft. 


§. 18. 

Ausfertigung Nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages eines Quittungs⸗ 
zung der Al. bogens wird dem darin benannten Aktionair oder demjenigen, welcher ſich durch 
tien. eine vollſtaͤndige Ceſſion als deſſen rechtmaͤßiger Beſitzer ausweiſet, gegen Ruͤck⸗ 

gabe deſſelben die Aktie ausgehaͤndigt. 
Die Richtigkeit der Ceſſion eines Quittungsbogens zu pruͤfen, iſt die Ge⸗ 
jellſchaft zwar berechtigt aber nicht verpflichtet. 


F. 19. 
Zinfen der Ein- Die Einzahlungen der Aftionairs werden mit 4 pCt. jaͤhrlich verzinſt. 
zahtungen. Die Berichtigung dieſer Zinſen bis zur letzten Theilzahlung geſchieht durch 


Abrechnung auf die jedesmaligen ferneren Theilzahlungen. Die uͤber die letz⸗ 
tern auf den Quittungsbogen zu vermerkenden Beſcheinigungen enthalten daher 
zugleich den Beweis der erfolgten Berichtigung der von den fruͤheren Einfhäffen 
bis dahin abgelaufenen Zinfen. | 


Durch 


1 


Durch Ceſſion eines Quittungsbogens wird das Recht auf die Zinſen 

der Einſchuͤſſe ohne Weiteres mit uͤbertragen. 
F. 20. 

Vom Zeitpunkte der erfolgten gaͤnzlichen Berichtigung der Aftien-Fin- Dlobdenden. 
zahlung dauert die Verzinſung zu vier pCt. in halbjaͤhrlichen Raten bis zu dem 
Zeitpunkte, an welchem an die Stelle der Zinſen die Dividenden treten 
Ceonf. $. 39. sub 7.). 

Für jede Aktie werden auf eine angemeſſene Anzahl von Jahren Divi⸗ 
dendenſcheine ausgereicht, auf welche, nach vorgaͤngiger einmaliger öffentlicher 
Aufforderung durch die im F. 23. bezeichneten Zeitungen der jedes malige Betrag 
der einjaͤhrigen Dividende bei der Geſellſchafts-Kaſſe erhoben werden kann. Nach 
Ablauf des letzten Jahres werden ſie durch neue erſetzt, deren Anzahl auf der 
Aktie vermerkt wird. 

§. 21. f h 

Dividendenſcheine, welche innerhalb vier Jahren von der Verfallzeit Verſau der 
ab gerechnet, nicht erhoben werden oder über deren erfolgte Amortiſation nicht Diodenden. 
ein rechtskraͤftiges Praͤkluſionsurtel innerhalb deſſelben Zeitpunktes beigebracht beine 
wird, verfallen zum Vortheile der Geſellſchaft. 

N. 25. 

Ein nicht annullirter Quittungsbogen, hinſichtlich deſſen der urſpruͤng⸗ Oeffentliches 
liche Juhaber bereits aus der Verbindlichkeit entlaſſen iſt . 140, fo wie Aktien auer und 
und Dividendenſcheine muͤſſen, wenn ſie von dem Beſitzer verloren wer— 
den, von dieſem oͤffentlich aufgeboten und mortifizirt werden, bevor ſie erſetzt 
werden. Der Gerichtsſtand für dieſe Aufgebote iſt das Königliche Ober-Landes⸗ 

Gericht zu Breslau. 


B. Von den General-Verſammlungen. 


F. 23. 

Die General-Verſammlungen werden in Breslau abgehalten und von Berufung. 
dem Verwaltungsrathe einberufen. Die Einladung erfolgt durch zweimalige 
Bekanntmachung in den beiden zu Breslau gegenwaͤrtig erſcheinenden Zei⸗ 
tungen, in der Staatszeitung und einer der Wahl des Verwaltungsrathes 
uͤberlaſſenen auslaͤndiſchen Zeitung, und zwar muß die zweite Inſertion ſpaͤ— 
teſtens vierzehn Tage vor dem Be Verſammlung erfolgen. 

§. 24. J 

Ordentliche General-Verſammlungen finden jaͤhrlich in dem drit⸗ Ordentliche 
ten oder vierten Monate des Jahres ſtatt. Regelmaͤßige Gegenſtaͤnde der Be⸗ Bine 
rathung und Beſchlußnahme derſelben find: um 
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1), Erſtattung des Berichts des Direktorü uͤber die Geſchaͤſte des 3 
nen Jahres unter Vorlegung des Rechnungsabſchluſſes dieſes Jahres; 

2) Erſtattung des Berichts des Ausſchuſſes über die Prüfung des Rech— 
nungs⸗Abſchluſſes des verfloſſenen Jahres; 

3) Entſcheidung über, die von dem Ausſchuſſe gegen dieſe Rechnungeabſchlüſſe 
gezogenen Monita und Ertheilung der Decharge; 

4) Wahl des Direftorii und des Verwaltungs-Ausſchuſſes für das naͤchſte 

mit dem 1. Juli beginnende Jahr; 

5) Beſchlußnahme uͤber diejenigen Angelegenheiten, welche der General⸗Ver⸗ 
ſammlung von dem Verwaltungsrathe oder einzelner Aktionairs zur Ent⸗ 
ſcheidung vorgelegt werden. 


§. 25. 
Anträge ein ⸗ Beſondere Antraͤge einzelner Aktionairs muͤſſen ſpaͤteſtens 14 Tage vor 
u Aktio- der General-Verſammlung dem Vorſitzenden des Verwaltungsrathes ſchriftlich 
10 mitgetheilt werden, widrigenfalls dem Verwaltungsrathe freiſteht, die Beſchluß⸗ 
nahme darüber bis zur naͤchſten General-Verſammlung zu vertagen. 


F. 26. 

Außerordent⸗ Außerordentliche General-Verſammlungen finden in allen Faͤllen ſtatt, in 
liche General, denen der Verwaltungsrath oder das Direktorium fie fuͤr noͤthig erachten oder 
— bur auch der Ausſchuß deren Berufung verlangt. In der Einladung muß der Ge⸗ 

genſtand der zu verhandelnden Geſchaͤfte kurz angedeutet werden. 


$. 27. 
Nothwendig⸗ Erforderlich iſt der Beſchluß einer General⸗Verſammlung: 
— 2 Bern 1) für die im F. 24. sub. 3. und A. angeführten Gegenſtaͤnde; 

2) zur definitiven Feſtſtellung der Hauptpunkte der Bahnlinie von Oppeln 
bis zum Anſchluſſe an die Kaiſer Ferdinands-Nordbahn und des hierzu 
erforderlichen Koſtenfonds; 2 
zur Ausdehnung der Geſchaͤfte der Geſellſchaft über die in dem $. 2. 
beſtimmten Grenzen insbeſondere zur Anlegung von Zweige und Ver⸗ 
bindungsbahnen; 
zur Vermehrung des Aktien⸗Kapitals und zur Kontrahirung von Dar⸗ 
lehnen über. den im K. A. feſtgeſetzten und reſp. nach sub 2. noch feſtzu⸗ 
ſetzenden Geſellſchaftsfonds; 

5) zu Abaͤnderungen und Ergaͤnzungen des Geſellſchafts⸗Statuts; 

6) zur Aufhebung der Beſchluͤſſe früherer General— Verſammlungen; 

7) zur Aufloͤſung der Geſellſchaft. 

In allen Faͤllen, in denen uͤber die sub 2. bis 7. bezeichneten Gegen⸗ 
ſtaͤnde, ſey es in einer ordentlichen oder außerordentlichen General⸗Verſamm⸗ 
lung, 


3 


— 


4 


— 


- MB = 

lung, ein Beſchluß gefaßt werden fol, muß in der Einladung der Gegenſtand 
der Berathung bezeichnet werden. | 

Zur Ausführung der Beſchluͤſſe über die ad 2,3, 4., 5. und 7. be⸗ 
nannten Gegenſtaͤnde iſt die Genehmigung des Staates erforderlich. 

$. 28. 

An den General-Verſammlungen koͤnnen nur ſolche Aktionaire Theil Stummenzah⸗ 
nehmen, welche ſich im Beſitze von zehn Aktien befinden. Die Berechtigung "3 
zu mehr als einer Stimme ſchreitet in folgendem Verhaͤltniſſe fort: 

Der Beſitz von 25 Aktien incl. berechtigt zu 2 Stimmen. 
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2325 und mehr s 10 z 

Eine größere Anzahl von Stimmen kann kein Aktionair für ſich in An- 
ſpruch nehmen. Aktionaire, welche weniger als zehn Aktien beſitzen, koͤnnen zu— 
ſammentreten, Einen unter ihnen bevollmaͤchtigen und durch dieſen Bevollmaͤchtig⸗ 
ten diejenige Stimmberechtigung ausuͤben, welche ihre geſammte Aktienzahl bedingt. 

Bei Zaͤhlung der Aktien zur Feſtſtellung der Stimmberechtigung werden 
die eigenen mit denen der Machtgeber zuſammengerechnet. 


* * * * 
* „ * 


* 


20. 
Bis zur erfolgten Entlaffung der urſpruͤnglichen Aktion airs Legttimation 
(F. 14.) find nur die in dem Aktien-Verzeichniſſe aufgeführten und in dem aus— Ra 
gegebenen Quittungsbogen benannten, urſpruͤnglichen Aktionairs ſelbſt, oder de- den. 
ren Erben, der General-Verſammlung beizuwohnen und die nach der Beſtim— 
mung des $. 28. ihnen zuſtehenden Stimmen abzugeben berechtigt; nach jenem 
Zeitpunkte aber nur diejenigen, welche ſpaͤteſtens am letzten Tage vor der Ver⸗ 
ſammlung die auf ihren Namen lautenden oder ihnen gehoͤrig cedirten Quit— 
tungsbogen, oder die ſtatt derſelben bereits ausgefertigten Aktien in dem Buͤreau 
der Geſellſchaft produciren oder ſonſt auf eine, der Direktion genuͤgende Weiſe 
die am dritten Orte erfolgte Niederlegung nachweiſen. 
Gleichzeitig muß jeder Aktionair ein von ihm unterſchriebenes Verzeich— 
niß der Nummern feiner Quittungsbogen oder Aktien in einem doppelten 
Exemplare übergeben, von denen das Eine zuruͤckbleibt, das Andere mit dem 
Siegel der Geſellſchaft und dem Vermerke der Stimmenzahl verſehen, ihm zu— 
ruͤckgegeben wird. Dies Letztere dient als Einlaßkarte zu der Verſammlung. 
(Nr. 2191.) 35 $. 30. 
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$. 30. 

Vertretung. Es iſt jedem zur Theilnahme an den General-Verſammlungen berechtig⸗ 
ten Aktionair geſtattet, ſich durch einen aus der Zahl der uͤbrigen ſtimmfaͤhigen 
Aktionaire gewählten Bevollmaͤchtigten, deſſen Vollmachtsauftrag durch ſchrift— 
liche Vollmacht nachgewieſen werden muß, vertreten zu laſſen. Dieſe Vollmacht 
muß ſpaͤteſtens am Tage vor der Verſammlung in dem Buͤreau der Geſell— 
ſchaft niedergelegt und die Legitimation des Vollmachtsausſtellers auf die im 
F. 29. vorgeſchriebene Weiſe geführt werden. 

Moraliſche Perſonen werden durch ihre Repraͤſentanten vertreten. 

Handlungshaͤuſer koͤnnen durch ihre Prokuratraͤger, ſelbſt wenn dieſe 
nicht Aktionairs ſind, vertreten werden. 

Minderjaͤhrige und Ehefrauen duͤrfen durch ihre reſp. Vormuͤnder 
und Ehemaͤnner, ſelbſt wenn dieſe nicht ſelbſt Aktionairs ſind, und ohne daß es 
fuͤr Letztere einer Vollmacht bedarf, vertreten werden. 

Frauen koͤnnen der General-Verſammlung nur durch Bevollmaͤchtigte 


beiwohnen. 
$. 31. 
Entſcheidung Die Entſcheidung etwaniger Reklamationen über das Stimmenrecht ge- 
über das Stim- buͤhrt der General⸗Verſammlung. 
menrecht. $. 32. 
Gang der Ver⸗ Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes oder deſſen Stellvertreter 


handlung, leitet die Verſammlung. Er beſtimmt insbeſondere die Folgeordnung der zu 
verhandelnden Gegenſtaͤnde, ertheilt das Wort und leitet das Verfahren bei der 
Diskuſſion. | 
Die Beſchluͤſſe werden durch die abfolute Stimmenmehrheit der an— 
weſenden Aktionaire gefaßt. Eine Ausnahme findet ſtatt bei den Beſchluͤſſen, 
welche eine Abaͤnderung der Statuten oder Aufloͤſung der Geſellſchaft feſtſetzen, 
indem ein ſolcher Beſchluß nur durch eine Majoritaͤt von zwei Drittel der 
anweſenden und durch ſie vertretenen Mitglieder gefaßt werden kann. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den 
Ausſchlag. 
$. 33. 
Art der Wahl Bei der Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes in der jaͤhrlichen 
des ewa ordentlichen General⸗Verſammlung findet folgendes Verfahren ftatt: 
mrs a) die Wahl erfolgt durch ein vier faches Scrutinium, fo daß zunaͤchſt die 
Mitglieder des Direktorü, hierauf deren Stellvertreter, ſodann die Mit: 
glieder des Ausſchuſſes und endlich deren Stellvertreter gewaͤhlt werden; 
b) die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, auf denen jeder anweſende Ak— 
tionair eine der Anzahl der zu Erwaͤhlenden gleiche Zahl wahlfaͤhigen 
Geſell⸗ 


1 


Geſellſchaftsmitglieder vermerkt und feine Unterſchrift fo wie die eigne, 
ſo wie durch ihn etwa ſonſt vertretene Stimmenzahl beifuͤgt; 
e) Stimmzettel, welche nicht unterſchrieben ſind, desgleichen einzelne, 
nach §. 36 unſtatthafte Wahlen bleiben unberuͤckſichtigt: 
der Vorſitzende ernennt aus der Verſammlung zwei Kommiſſarien, 
welche unter Zuziehung des Syndikus oder deſſen Stellvertreters nach 
jedesmaligem Skrutinium die Unterſchrift der Stimmzettel und die beige— 
fuͤgte Stimmenzahl nach dem angefertigten Verzeichniſſe der anweſenden 
Aktionaire pruͤfen und nach erfolgter Verifikation den Inhalt der Stimm— 
zettel unter Verſchweigung des Namens des Stimmgebers laut verleſen; 
e) das Reſultat der Abſtimmung wird hiernaͤchſt in das uͤber die Verhand— 
lung aufgenommene Protokoll regiſtrirt, die Stimmzettel aber mit dem 
Siegel der Geſellſchaft verſchloſſen und aſſervirt. 

Sollte Einer oder Mehrere der gewaͤhlten Mitglieder des Verwaltungsrathes 
die Annahme des Amtes aus ſchlagen, was angenommen wird, ſofern ſie ſich nach 
erfolgter Notifizirung der Wahl zur Uebernahme des Amtes nicht binnen 8 Tagen 
ſchriftlich bereit erklaͤrt haben, ſo treten die reſp. gewaͤhlten Stellvertreter nach 
der Reihefolge der erhaltenen Stimmenzahl ein, und in das Amt der 
einruͤckenden Stellvertreter treten in gleicher Weiſe diejenigen ein, welche nach 
ihnen die meiſten Stimmen erhalten haben. 

n Bei einer eintretenden Stimmengleichheit bei der Wahl entſcheidet über 
die Prioritaͤt das Loos nach der von dem Vorſitzenden in der Verſammlung 
ſelbſt zu treffenden Anordnung. 


d 


— 


$. 34. 
Ueber die Verhandlung wird ein Protokoll von dem Syndikus der Protokoll. 

Geſellſchaft oder deſſen Stellvertreter aufgenommen, welches von den anweſen— 
den Mitgliedern des Verwaltungsrathes und fuͤnf ſonſtigen Aktionairs unter— 
terſchrieben wird. Das Protokoll, welchem ein, von den anweſenden Mitgliedern 
des Direftorii zu beglaubigendes Verzeichniß der erſchienenen Aktionairs und 
deren Stimmenzahl beizufuͤgen iſt, hat vollkommen beweiſende Kraft fuͤr den 
Inhalt der von der Geſellſchaft gefaßten Beſchluͤſſe. 


C. Von den Repraͤſentanten und Beamten der Geſellſchaft. 
1. Von dem Verwaltungsrathe. 
K unc 
Der Verwaltungsrat iſt der Nepräfentant und der Vertreter der Zwen u. Un. 
Geſellſchaft in ihren innern und aͤußern Rechten, ſoweit dies nicht ausdrücklich fano- 
der General-Verſammlung vorbehalten. 
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Er iſt aus den Mitgliedern des Direktorii und des Ausſchuſſes und 
der fuͤr dieſelben ernannten, fuͤr einzelne Verhinderungsfaͤlle eintretenden Stell⸗ 
vertreter zuſammengeſetzt, und zwar iſt die Mitgliedſchaft nothwendig an die 
gleichzeitige Funktion als Mitglied des Direftorii oder Ausſchuſſes gebunden. 

F. 36. 

Die Mitglieder des Verwaltungsrathes und deren Stellvertreter muͤſſen 
in Breslau einen Wohnſitz haben und Beſitzer von zehn Aktien ſein, welche 
waͤhrend der Dauer des Amtes bei der Kaſſe der Geſellſchaft niederzulegen ſind. 

Nicht waͤhlbar ſind: 

1) Beſoldete Beamte der Geſellſchaft; 
2) Interdicirte ſo wie diejenigen, welche ihre Zahlungen eingeſtellt und ſich 
nicht vollſtaͤndig mit ihren Glaͤubigern regulirt haben. 
$. 37. 

Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes wird von Letzterem durch 
Stimmenmehrheit aus den Mitgliedern des Direftorii erwaͤhlt; derſelbe beruft 
die Verſammlungen durch ſchriftliche, den Gegenſtand der Berathung kurz ans 
deutende Circulare, leitet fie und beſtimmt, ſofern ein Mitglied zu erſcheinen be: 
hindert iſt, den fuͤr daſſelbe eintretenden Stellvertreter. 

$. 38. 

Der Verwaltungsrath verſammlet fih regelmäßig alle vier Wochen 
einmal, um uͤber die Lage der Geſchaͤftsangelegenheiten der Geſellſchaft nach dem 
von dem Direktorio zu erſtattenden Berichte zu berathen. ä 

Außerdem iſt der Vorſitzende zu einer Berufung verpflichtet, ſobald drei 
Mitglieder des Verwaltungsrathes unter Abgabe der Gruͤnde es verlangen. 

Die Beſchluͤſſe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt, wobei fuͤr den 
Fall der Stimmengleichheit der Vorſitzende den Ausſchlag giebt. a 

Das Protokoll fuͤhrt in dieſen Verſammlungen der Syndikus oder 
deſſen Stellvertreter. 5 

Der Geſchaͤftsgang ſowohl des Verwaltungsrathes als ſeiner beiden 
Sektionen: des Direftorii und des Ausſchuſſes, wird durch eine von dem Ver⸗ 
waltungsrathe zu entwerfende Inſtruktion beſtimmt. 


$. 39. 
Der Berathung und Beſchlußnahme des Verwaltungsrathes ſind fol— 
gende Gegenſtaͤnde uͤberwieſen: 

1) Beſtimmung der Einzahlungen auf die Aktien; 

2) Beſtimmung, daß die urſpruͤnglichen Aktionairs nach Einzahlung von 
40 pCt. auf die Aktien aus der perfönlihen Verbindlichkeit entlaſſen 
werden (H. 14.); 

3) Wahl 


3) Wahl der im F. 53. bezeichneten Beamten und Genehmigung der mit 
denſelben von dem Direktorio abzuſchließenden Vertraͤge; 

4) Anlegung eines zweiten Bahngleiſes, Uebernahme des Transportes auf 
andere Eiſenbahnen und Einraͤumung der Mitbenutzung der eigenen 
Bahn; 

5) Feſtſetzung des Tarifs der Bahn- und Transportgelder; 

6) Beſtimmung über Bildung und Verwendung des Reſerve-Fonds; 

7) Beſtimmung des Eintrittes und der Hoͤhe der Dividenden, d. h. der 
verhaͤltnißmaͤßigen Antheile an dem, nach Abzug aller Ausgaben, ſo wie 
des etwa zum Reſervefonds (eonſ. $. 6.) zu nehmenden Betrages, der 
Geſellſchaft verbleibenden Gewinne. 

$. 40. 

Aus dem Verwaltungsrathe ſcheiden jaͤhrlich drei Mitglieder des Direk- Dauer des 
torii nebſt dreien ihrer Stellvertreter, fo wie drei Mitglieder des Ausſchuſſes Amtes. 
nebſt dreien ihrer Stellvertreter, aus, dergeſtalt, daß mit Ausnahme der nach 
Ablauf des erſten und zweiten Jahres Ausſcheidenden, die Amtsdauer eine 
dreijährige iſt. Nach dem Ablaufe des erſten, am letzten Juni 1842. enden⸗ 
den Jahres, ſo wie des zweiten am letzten Juni 1843. endenden Jahres 
erfolgt das Ausſcheiden durch das Loos in einer hierzu 4 Wochen vor der 
General⸗Verſammlung deſſelben Jahres zu berufenden Verſammlung des Ver: 
waltungsrathes. ö 

Die Ausſcheidenden find wiederum waͤhlhar. 

x 9. 41. 

Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes kann fein, Amt nach vorgaͤn⸗ Austritt. 
giger vierwoͤchentlicher ſchriftlicher Aufkuͤndigung niederlegen. Ein gezwun⸗ 
genes Ausſcheiden tritt ein bei Aufgebung des Wohnſitzes in Breslau und 
wenn während, der Geſchaͤftsfuͤhrung ein Hinderniß der $. 36. gedachten Art 


eintritt. we 


Bei einzelnen Vakanzen, welche im Laufe des Jahres durch Tod, erſat. 
Niederlegung des Amtes oder ſonſtiges Ausſcheiden eintreten, erfolgt der Erſatz 
des Ausſcheidenden aus der Zahl der reſp. Stellvertreter durch, die Wahl 
des Verwaltungsrathes. Die auf dieſe Weiſe Eintretenden nehmen ihre 
Stellen bis zu der naͤchſten ordentlichen General-Verſammlung ein. Ein im 
Laufe des Jahres ausſcheidender Stellvertreter wird durch Wahl in der naͤchſten 
General⸗Verſammlung erſetzt. 


§. 43. 
Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten keine Remuneration, unentgeltliche 
ſondern nur Erſtattung fuͤr Auslagen und Koſten. inn 
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II. Von dem Direktorio insbeſondere. 


$. 44. 

Das Direktorium beſteht aus neun Mitgliedern und einer gleichen 
Anzahl von Stellvertretern, dazu beſtimmt, um ein zeitweiſe behindertes 
Mitglied zu vertreten. Ruͤckſichtlich der Qualifikation und Amtsverhaͤltniſſe der 
Mitglieder treten die $$. 36. 40. bis 43. in Anwendung. 

§. 45. 

Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes iſt zugleich Vorſitzender des 
Direftorii. Auf feine Funktion als Vorſitzender des Direktorii findet die Ber 
ſtimmung des F. 37. Anwendung. 

$. 46. 

Die Mitglieder des Direftorii verſammeln ſich woͤchentlich ein Mal, 
außerdem ſo oft es der Vorſitzende fuͤr noͤthig erachtet oder drei Mitglieder es 
verlangen. 

Die Faſſung der Beſchluͤſſe erfolgt durch Stimmenmehrheit, wobei 
für den Fall der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden den Aus: 
ſchlag giebt. Doch muͤſſen zur Faſſung eines guͤltigen Beſchluſſes mindeſtens 
fuͤnf Mitglieder oder Stellvertreter anweſend ſeyn. 

Das Protokoll über die Sitzung führe der Geſchaͤftsfuͤhrer, im Ver⸗ 
hinderungsfalle der Syndikus der Geſellſchaft. 

F. 47. 

Das Direktorium leitet ſaͤmmtliche Angelegenheiten der Geſellſchaft, 
bringt ſeine eigenen, ſo wie die Beſchluͤſſe der General-Verſammlung und des 
Verwaltungsraths in Ausführung und ernennt die Beamten der Geſellſchaft, 
ſoweit dies nicht dem Verwaltungsrathe uͤberwieſen ift ($. 39.). Es verwaltet 
das Aktien-Kapital und die kuͤnftig eingehenden Bahn- und Transportgelder, 
ſo wie alle ſonſtigen Einnahmen der Geſellſchaft; erwirbt die zur Erreichung des 
Geſellſchaftszwecks erforderlichen Grundſtuͤcke, bewirkt die vollſtaͤndige Erbauung 
der Bahn nach dem genehmigten Bauplan, fo wie demnaͤchſt deren Unterhal⸗ 
tung, desgleichen die Aufführung, Anſchaffung und Unterhaltung der erforder— 
lichen Gebaͤude, Materialien, Transportmittel und Utenſilien; organiſirt und 
leitet den Transportbetrieb, ſchließt alle zu den gedachten Zwecken erforderliche 
Kauf- und Verkauf⸗, Tauſch⸗, Pacht- und Mieths⸗, Engagements, Anleihe⸗ 
und ſonſtige Vertraͤge Namens der Geſellſchaft und repraͤſentirt die letztere in 
allen Verhaͤltniſſen nach Außen auf das Vollſtaͤndigſte, mit allen Befugniſſen, 
welche die Geſetze (Allgemeines Landrecht Th. II. Tit. 8. $}. 501. 502.) einen 
unumſchrankten Handlungs-Disponenten beilegen, jedoch ohne perſoͤnliche Der: 


bindlichkeit gegen dritte Perſonen. Insbeſondere iſt es legitimirt, die Geſellſchaft 


bei 


= — 
bei allen gerichtlichen Handlungen zu vertreten, Eintragungen jeder Art in die 
Hypothekenbuͤcher und Loͤſchungen in denſelben zu bewilligen, Wiederveraͤuße— 
rungen vorzunehmen, Vergleiche zu ſchließen und ſchiedsrichterlicher Entſcheidung 
ſich zu unterwerfen. 
$. 48. 

Zur Ausübung aller, dem Direktorio laut $. 47. ertheilten Befugniſſe Legitimation. 
bedarf derſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden keiner weiteren Le— 
gitimation, als eines auf Grund der Wahlverhandlungen von der Koͤnig— 
lichen Regierung zu Breslau zu ertheilenden Atteſtes uͤber die Perſonen ſeiner 
jedesmaligen Mitglieder. Den Nachweis, daß das Direktorium innerhalb der 
ihm ſtatutenmaͤßig zuſtehenden Befugniſſe handelt, iſt daſſelbe gegen dritte Per: 
ſonen und Behoͤrden niemals zu fuͤhren verpflichtet. Daſſelbe verbindet durch 
ſeine Handlungen die Geſellſchaft gegen Dritte unbedingt, ohne daß es darauf 
nn welche Beſchraͤnkungen ihm durch das Statut oder ſonſt geſtellt fein 
moͤchten. 

Zu allen ſchriftlichen Verpflichtungen iſt die Zuziehung und Unterſchrift 
von fünf Mitgliedern des Direktori oder deren Stellvertreter erforderlich und 
ausreichend. 

III. Von dem Ausſchuſſe insbeſondere. 
5 F. 49. 

Der Ausſchuß beſteht aus neun Mitgliedern und einer gleichen Anzahl Juſammen⸗ 

von Stellvertretern, dazu beſtimmt, um ein zeitweiſe behindertes Mitglied zu ſebung. 


vertreten. 
Ruͤckſichtlich der Qualifikation und Amtsverhaͤltniſſe der Mitglieder treten 


die $$. 36., 40. bis 43. in Anwendung. 
$. 50. 

Der Ausſchuß waͤhlt durch Stimmenmehrheit einen Vorſitzen den. 2 Der 
Derfelbe beruft die Verſammlung, fo oft er es für noͤthig befindet, leitet fie, "ende 
beſtimmt die für den Fall der Behinderung eintretenden Stellvertreter und 
ordnet die Geſchaͤftsvertheilung an. 


$. 51. 

Zu dem ausſchließlichen Reſſort des Ausſchuſſes gehört die Kontrolle Nefort. 
des Finanzweſens der Geſellſchaft. Ihm liegt die Pruͤfung der von dem 
Direktorio zu legenden jaͤhrlichen Rechnungs⸗Abſchluͤſſe, fo wie die Abnahme, 
Monirung und Anerkennung der Rechnungen und Ertheilung der Decharge auf 
Grund des hieruͤber von der General-Verſammlung gefaßten Beſchluſſes ob. 

Das Direktorium iſt verpflichtet, dem Ausſchuſſe jede auf das Geſellſchaftsver— 
moͤgen und deſſen Verwaltung bezuͤgliche Auskunft zu ertheilen. 

Das Direktorium iſt ferner gehalten, zu den vorzunehmenden ordentlichen 

Jahrgang 1841. (Nr. 2191.) 36 und 


Verſammlun⸗ 
gen. 


Wahl derſelben. 


Kaſſenweſen. 


— m — 


und außerordentlichen Kaſſenreviſionen zwei Mitglieder des Ausſchuſſes zu⸗ 
zuziehen, welche deſſen Vorſitzender beſtimmt. ö 
$. 52. 

Der Vorſitzende ladet die Mitglieder des Ausſchuſſes zu den Ver⸗ 

ſammlungen deſſelben ſo oft ein, als er es fuͤr erforderlich erachtet. Außerdem 
iſt er hierzu verpflichtet, ſofern es von drei Mitgliedern des Ausſchuſſes ver⸗ 
langt wird. ‘ 
Die Beſchluͤſſe werden durch Stimmenmehrheit gefaßt, wobei fuͤr 
den Fall der Stimmengleichheit die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag 
giebt. Das Protokoll wird von dem Geſchaͤftsfuͤhrer der Geſellſchaft, bei 
deſſen Verhinderung von dem Syndikus gefuͤhrt. 


IV. Von den Beamten der Geſellſchaft. 


F. 53. 

Die Beamten der Geſellſchaft werden von dem Direktorio gewaͤhlt, mit 
Ausſchluß des Geſchaͤftsfuͤh rers der Geſellſchaft, des Syndikus, des 
Ober⸗Ingenieurs, des techniſchen Direktors und des Vorſtehers 
des Kaſſenweſens oder Hauptrendanten. Dieſe fuͤnf Beamten werden 
von dem Verwaltungsrathe gewaͤhlt und von demſelben die Kontraktsbedingun⸗ 
gen feſtgeſtellt. Die Kontrakte ſelbſt aber, ſo wie die Beſtallung des Syndi— 
kus von dem Direktorio vollzogen. 

Der Stellvertreter des Syndikus, dazu beſtimmt, denſelben in eins 
zelnen Faͤllen der Behinderung zu vertreten, wird von dem letzteren ſelbſt mit 
Genehmigung des Direktorüi erwaͤhlt. Seine Legitimation wird durch eine von 
dem Syndikus ausgeſtellte, mit der Genehmigung des Direktori verſehene 
Subſtitutions-Vollmacht geführt. 

F. 54. 

Die Inſtruktion uͤber die Verwaltung und Einrichtung des Kaſſen⸗ 
und Rechnungsweſens wird von dem Verwaltungsrathe feſtgeſtellt. 

Vorſtehendes Geſellſchafts-Statut iſt in der am 22. Maͤrz 1841. ſtatt⸗ 
gefundenen General-Verſammlung der Aktionaire der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn 
ſeinem ganzen Inhalte nach genehmigt und daſſelbe in allen ſeinen Punkten als 
rechtsverbindlich erklaͤrt worden. 

(Folgen die Unterſchriften.) 


— — — 


Schema 


— 2281 
Schema der Aktie. 


M N 
Ein Hundert Thaler in Preufs. Courant. 
Actie 


de 
Oberſchleſiſchen V 


Inhaber dieſer Aktie hat zur Kaſſe der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft 
Ein Hundert Thaler Preuß. Courant baar eingezahlt und nimmt nach Hoͤhe 
dieſes Betrages in Gemaͤßheit des am von Sr. Maje⸗ 
ſtaͤt dem Könige von Preußen Allerhoͤchſt beſtaͤtigten Statutes verhaͤltnißmaͤßi⸗ 
gen Antheil an dem geſammten Eigenthume, dem Gewinn und ze der 
Geſellſchaft. 
Breslau, den ten 
Oberſchleſiſche Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
(L. 8 N. N. N. N. 


. 


Mitglieder des Verwaltungsrates. 


Schema des Dividendenſcheins. 
Actie Verwalt.⸗Jahr 18 


Dividendenschein /W 


site dieſes Scheins erhält gegen deſſen Ruͤckgabe aus der Kaffe der Obers 
ſchleſiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft diejenige Dividende ausgezahlt, die von dem 
Reinertrage des Verwaltungsjahrs is auf die Actie A fallen und 
deren Betrag nebſt Verfallzeit vom Direktorium ſtatutenmaͤßig bekannt gemacht 
werden wird. 
Breslau, den in 
rk Eiſenbahn-Geſellſchaft. 
(. 8) r * 


Mitglieder 15 Verwaltungsrathes. 


NB, Vorſtehender Dividendenſchein wird nach $. 21. des Statutes ungültig, fofern die 
darauf zu erhebende Dividende nicht innerhalb vier Jahren von der Verfallzeit ab 
gerechnet, erhoben wird. 

— — — 


(Nr. 2191 —2192.) 36" (Nr. 2192.) 


ee 


(Nr. 2192.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 18. Auguſt 1841. betreffend die Aufbewahrung 
der Akten und Hypothekenbücher bei Patrimonialgerichten. 


Alf Ihren Bericht vom 24. v. M. will Ich geſtatten, daß bei Patrimonial⸗ 
Gerichten die Akten und Hypothekenbuͤcher mit Genehmigung des Gerichtsherrn 
in der Wohnung des Richters aufbewahrt werden duͤrfen, wenn der Richter 
den hierzu nach Vorſchrift der §. 93. und 104. Tit. 17. Thl. II. des Allge⸗ 
meinen Landrechts erforderlichen anſtaͤndigen und nach geſetzlicher Vorſchrift hin⸗ 
laͤnglich ſichern Gelaß nachweiſt. Sie haben dieſe Meine Beſtimmung durch 
die Geſetzſammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Sansſouci, den 18. Auguſt 1841. 


Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Juſtizminiſter Muͤhler. 


